
Neue Energiesparverordnung 
in Kraft
Der Kanton Aargau hat per 15. Oktober 2003 die Energie-
sparverordnung (ESpaV) dem Stand der Technik ange-
passt. Damit werden eine weitere Senkung des spezifi-
schen Energieverbrauches von Gebäuden und die Förde-
rung von erneuerbarer Energie angestrebt. Der Vollzug
liegt bei den Gemeinden.

Der Energieverbrauch eines Gebäudes
steht im engen Verhältnis zur Bauqua-
lität. Diese konnte in den letzten Jahren
und Jahrzehnten kontinuierlich verbes-
sert werden. Einen wichtigen Beitrag
zu dieser erfreulichen Entwicklung ha-
ben die entsprechenden kantonalen
Vorschriften geleistet. 
Damit dieser Trend anhält, müssen die 

Vorschriften lau-
fend dem Stand
der Technik ange-
passt werden. Als
Stand der Technik 

gilt heute die Norm SIA 380/1 (2001)
«Thermische Energie im Hochbau».
Die kantonalen Energiedirektoren ha-
ben im Jahre 2000 die «Mustervor-
schriften der Kantone im Energiebe-
reich», kurz MuKEn, verabschiedet.
Mit der Harmonisierung der kantona-
len Regelungen kann bei Planung, Pro-
jektierung und Schulung ein Effizienz-
gewinn von 40 bis 60 Millionen Fran-
ken erzielt werden. 

ie neue Energie-
sparverordnung 2003

Der Kanton Aargau hat per 15. Okto-
ber 2003 die Energiesparverordnung
(ESpaV) dem Stand der Technik an-
gepasst. Damit werden eine weitere
Senkung des spezifischen Energiever-
brauches von Gebäuden, die rationelle
Energienutzung und die Förderung
von erneuerbarer Energie angestrebt.
Weil viele Regelungen direkt von den
MuKEn übernommen worden sind,
wird ein grosser Beitrag zur Harmoni-
sierung der Verordnungen unter den
Kantonen geleistet. 
Das aufgrund der umfangreichen Voll-
zugserfahrungen in den einzelnen Kan-
tonen ausgewählte Modulsystem er-
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laubt eine hohe Flexibilität. Es über-
lässt dem Kanton die Festlegung von
Schwerpunkten in der Regelung des
energierechtlichen Vollzugs. 
Die nachfolgende Auflistung der in-
haltlichen Änderungen beruht auf der
Verordnung zu den Energiesparvor-
schriften des Energiegesetzes (Ener-
giesparverordnung, ESpaV, vom 15. Ok-
tober 2003).

eue Norm «Thermische 
Energie im Hochbau»

Die neue Norm «Thermische Energie
im Hochbau» basiert auf der SIA-Emp-
fehlung 380/1 «Energie im Hochbau».
Diese wurde als Empfehlung, nicht als
Norm, 1988 in Kraft gesetzt. Im Kan-
ton Aargau bildete diese Empfehlung
zusammen mit der Einführung des
Energiegesetzes 1995 die Grundlage
zur Berechnung des Heizenergiebe-
darfs eines Gebäudes. Der erforder-
liche Energienachweis für die gesetz-
lichen Bewilligungsverfahren wurde
ebenfalls gemäss diesem Regelwerk
erbracht.
Die neue Norm weist in verschiedenen
Bereichen unterschiedliche Randbedin-
gungen und Berechnungsmethoden auf.
Die nachfolgende Tabelle zeigt einige
der wesentlichen Unterschiede auf.

N

euerungen der 
Energiesparverordnung

Eine der wichtigsten Änderungen ist
die 80/20-%-Regel: Bei Neubauten mit
einer Energiebezugsfläche von mehr
als 50 Quadratmetern dürfen nur 80 %
des erforderlichen Wärmebedarfs mit
nicht erneuerbaren Energien gedeckt
werden. Die restlichen 20 % müssen
durch andere Massnahmen wie Verbes-
serung der Wärmedämmung, Einbe-
zug der Sonnenenergie, Umweltwärme
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Auswirkungen 
für die Gemeinden

Der Vollzug der energierechtlichen
Vorschriften liegt bei den Gemein-
den. Die geänderte Energiespar-
verordnung erfordert weiterhin die
Kontrolle der eingereichten Ener-
gienachweise sowie die Ausfüh-
rungskontrolle am Bau. Die Neue-
rungen ziehen zwar keine grund-
legende Änderung der Vollzugs-
praxis nach sich, den erweiterten
Anforderungen an die Erstellung
der Energienachweise ist allerdings
Rechnung zu tragen. Die Fachstel-
le Energie des Kantons führt Ein-
führungs- und Informationsveran-
staltungen für die mit dem Vollzug
betrauten Personen in der Gemein-
de durch. 

Thema alt neu

Wärmeverlustberechnung Heizgradtage HGT mittlere Monatstemperaturen

Gebäudekategorien 5 Kategorien 12 Kategorien

Einbezug Wärmebrücken Merkblatt als Grundlage konstruktive Wärmebrücken 
«Berücksichtigung von sind stets einzubeziehen
Wärmebrücken im 
Wärmedämmnachweis»

Systemanforderungen wenig differenziert verfeinert, vor allem 
abhängig von A/EBF
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usw. abgedeckt werden. Damit ein effi-
zienter und rationeller Vollzug für Bau-
herren, Architekten und Planer mög-
lich ist, wurden Standardlösungen de-
finiert. 
Im Anhang II der Energiesparverord-
nung sind Standardlösungen aufge-
führt. Der Bauherr kann entscheiden,
wie die neue Verordnung erfüllt wer-
den soll. So gibt es Lösungsvorschläge
mit besonders guter Wärmedämmung
mit einem Energieverbrauch unter 80 %
des Normwertes. Bei anderen ist der
Schwerpunkt mit dem Einsatz von er-
neuerbarer Energie auf die Haustech-
nik gelegt.

eispiele für 
Standardlösungen

Mit folgenden Standardlösungen wird
die 80/20-%-Regel erfüllt: 
� Verbesserung der U-Werte bei Ein-

zelbauteilen um 30 % gegenüber den
gesetzlichen Vorgaben. Die U-Werte
geben an, wie gut ein Gebäude iso-
liert ist (früher k-Werte).

� Einsatz einer Holzfeuerung, welche
mindestens 20 % des erforderlichen
Wärmebedarfs für Heizung und
Warmwasser abdeckt.

� Die Berücksichtigung von Wärme-
brücken fand bis anhin nur ansatz-
weise statt. Die alte Empfehlung SIA
380/1 regte die Berücksichtigung von
Wärmebrücken an, allerdings waren
die Vorgaben zur Berechnung erst im
Ansatz vorhanden. Für den Fall, dass
ein Gebäude gravierende Wärme-
brücken aufwies, konnte durch eine
Verbesserung der U-Werte um 10 %
oder die Reduktion des Heizenergie-
verbrauches um 10 % darauf verzich-
tet werden, die Wärmebrücken de-
tailliert zu berechnen. Diese Möglich-
keit besteht in der neuen Norm SIA
380/1 nicht mehr. Die vorhandenen
Wärmebrücken müssen ausgewiesen
und deren Auswirkungen auf den
Energiebedarf des Gebäudes nachge-
wiesen und berücksichtigt werden.
Die strikte Durchsetzung dieser Vor-
gaben wird durch Untersuchungen ge-
rechtfertigt, wonach Wärmebrücken
den Energieverbrauch eines Gebäu-
des um bis zu 30 % erhöhen können.

B

erbrauchsabhängige 
Heizkostenabrechnung

Die verbrauchsabhängige Heiz- und
Warmwasserkostenabrechnung gilt wei-
terhin für Neubauten mit fünf oder
mehr Bezügern. Als Neubauten gelten
Bauten, für welche nach dem 1. Sep-
tember 1995 eine rechtskräftige Bau-
bewilligung erteilt wurde. 
Ausnahmen können geltend gemacht
werden, wenn durch den Einsatz von
Sonnenenergie, Geothermie oder nicht
anders nutzbarer Abwärme mehr als
die Hälfte des jährlichen Energiever-
brauchs für Heizung und Warmwasser
abgedeckt wird. Falls bei Neubauten
die installierte Wärmeerzeugerleistung

V weniger als 30 Watt pro Kubikmeter
Energiebezugsfläche beträgt, kann auf
die verbrauchsabhängige Heizkosten-
abrechnung verzichtet werden. Für
MINERGIE-Gebäude fällt die Abrech-
nungspflicht ebenfalls dahin.

lektrizität
Für Dienstleistungsgebäude, gewerb-
liche und öffentliche Nutzungen von
mehr als 2 000 Quadratmeter Energie-
bezugsfläche ist die Effizienz des Elekt-
rizitätseinsatzes im Sinne der Empfeh-
lung SIA 380/4 «Elektrische Energie
in Hochbauten» (1995) nachzuweisen.

E

Nachweis mittels Standardlösungen

Die Anforderung gilt als erbracht, wenn eine der folgenden Standardlösun-
gen fachgerecht ausgeführt wird:

a) Verbesserte Wärmedämmung der Gebäudehülle:
� Verbesserung aller U-Werte der Einzelbauteile um mindestens 30 %

b) Verbesserte Wärmedämmung der Gebäudehülle und 
erneuerbare Energien für Warmwasser bei Wohnbauten:
� Verbesserung der U-Werte der Einzelbauteile um mindestens 20 % und
� Sonnenkollektoranlage mit einer verglasten Absorberfläche von min-

destens 3 % der Energiebezugsfläche oder Wassererwärmung mit Wär-
mepumpe

c) Verbesserte Wärmedämmung der Gebäudehülle und 
mechanische Lüftung:
� Verbesserung aller U-Werte der Einzelbauteile um mindestens 20 %

und
� Mechanische Lüftung mit Wärmerückgewinnung und einem mittleren

Luftwechsel von mindestens dem Standardluftwechsel bis höchstens
0,6 pro Stunde

d) Wärmepumpe:
� Elektrowärmepumpe für mindestens 50 % des zulässigen Wärmebe-

darfs für Heizung und Warmwasser

e) Holzfeuerung:
� Einzelofenfeuerung für 100 % des Heizwärmebedarfs oder Holzheiz-

kessel mit dazugehörender Infrastruktur für mindestens 20 % des zu-
lässigen Wärmebedarfs für Heizung und Warmwasser

f) Sonnenkollektoren für Wohnbauten:
� Sonnenkollektoranlage mit einer verglasten Absorberfläche von min-

destens 10 % der Energiebezugsfläche für Warmwasser und Heizungs-
unterstützung

g) Abwärmenutzung:
� Direkte Nutzung der Abwärme aus Kälteanlagen, industriellen oder ge-

werblichen Prozessen für mindestens 30 % des zulässigen Wärmebe-
darfs für Heizung und Warmwasser




